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Anhang I 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates über die gemeinschaftliche Finanzierung 
bestimmter Ausgaben für die Nahrungsmittelhilfe an die Sahelländer und Äthiopien 


im Rahmen des Programms 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1703/72 
des Rates vom 3. August 1972 zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/69 hinsichtlich der ge- 
meinschaftlichen Finanzierung der Ausgaben für die 
Durchführung des Nahrungsmittelhilf e-Ubereinkom- 
mens von 1967 und zur Festlegung der Regeln für 
die gemeinschaftliche Finanzierung der Ausgaben 
für die Durchführung des Nahrungsmittelhilfe-Uber- 
einkommens von 1971, insbesondere auf Artikel 8 
Absatz 1 und Artikel 10 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Gemeinschaft angesichts 
der immer noch äußerst schwierigen Versorgungs- 


lage in den Sahelländern und in Äthiopien die 
Kosten für die Beförderung der Getreide-Nahrungs- 
mittelhilfe bis zu den Verteilungsorten übernehmen 
sollte - 


BESCHLIESST: 

Einziger Artikel 

Bei der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft zu- 
gunsten von Obervolta, Mali, Mauretanien, Niger, 
Senegal, Tschad, Gambia und Äthiopien im Rahmen 
des Programms 1974/1975 erstreckt sich die gemein- 
schaftliche Finanzierung auf die Ausgaben für die 
Lieferung der Erzeugnisse bis zu den Verteilungs- 
orten. Die Finanzierung kann ausnahmsweise in 
Form eines Pauschalbeitrags erfolgen, wenn dies im 
Lieferabkommen vorgesehen ist. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. November 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Na 5/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. Oktober 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen , 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang II 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1693/72 hinsichtlich der Verfahren zur Bereitstellung der Nahrungsmittelhilfe 
zugunsten der Länder der Sahelzone 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide 1 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1996/74 2 ) , insbesondere 
auf Artikel 22 a, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 3 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1 129/74 4 ), insbesondere auf 
Artikel 236, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Angesichts der Transportschwierigkeiten in den 
Ländern der Sahelzone erscheint es ratsam, eine 
Lösung zu finden, die es ermöglicht, die im Rahmen 
der Nahrungsmittelhilfe gelieferten Erzeugnisse 
schnellstmöglich an die Verteilungsorte zu beför- 
dern. 

Das in Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1693/72 des Rates vom 3. August 1972 zur Fest- 
legung der Kriterien für die Bereitstellung von Ge- 
treide für die Nahrungsmittelhilfe 5 ) geregelte Aus- 
schreibungsverfahren gestattet es nicht, auf die 
wünschenswerte bewegliche und schnelle Art zu 
reagieren. Infolgedessen ist die Möglichkeit vorzu- 


sehen, auf andere Verfahren, wie etwa die frei- 
händige Vergabe, zurückzugreifen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1693/72 kann im Bedarfsfall für die 
Verbringung von im Rahmen des Programms für 
1974/1975 als Nahrungsmittelhilfe zugunsten der 
Länder der Sahelzone und Äthiopien geliefertem 
Getreide und Reis auf ein anderes Verfahren als 
die Ausschreibung zurückgegriffen werden. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 209 
vom 31. Juli 1974, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. Mai 1974, S. 20 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 178 
vom 5. August 1972, S. 3 
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Anhang III 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von 
Magermilchpuiver im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe an die Länder 
der Sahelzone und Äthiopien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN i Ordnung Nr. 1827/74 vorgesehenen Reserve zur Ver- 

GEMEINSCHAFTEN — fügung gestellt, die wie folgt auf geteilt werden: 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1826/74 
des Rates vom 11. Juli 1974 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Lieferung von Magermilch- 
pulver im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe an Ent- 
wicklungsländer und internationale Organisationen, 
insbesondere auf die Artikel 3 und 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1826/ 
74 sieht die Verordnung (EWG) Nr. 1827/74 eine 
Reserve von 6000 Tonnen Milchpulver vor. Es emp- 
fiehlt sich, einen Teil dieser Menge den von einer 
Dürre heimgesuchten Ländern der Sahelzone und 
Äthiopien zu gewähren. 

Wegen der finanziellen Schwierigkeiten, denen 
sich diese Länder gegenübersehen, ist es angebracht, 
daß die Gemeinschaft die Transportkosten der Nah- 
rungsmittelhilfe bis zu den Bestimmungsorten über- 
nimmt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Den untengenannten Ländern werden 5000 Tonnen 
Magermilchpulver aus der im Anhang von der Ver- 


Obervolta 700 Tonnen 

Mali 900 Tonnen 

Mauretanien 800 Tonnen 

Niger 1100 Tonnen 

Senegal 500 Tonnen 

Gambia 500 Tonnen 

Äthiopien 500 Tonnen. 

Artikel 2 

Zu den in Artikel 1 genannten Zwecken erstreckt 
sich die Gemeinschaftsfinanzierung auf die Liefe- 
rung der Erzeugnisse bis zu den Bestimmungsorten. 

Artikel 3 

Wenn das Lieferabkommen die Zahlung der Trans- 
portkosten ab cif-Stufe in Form eines pauschalen 
Beitrags vorsieht, wird dieser direkt von der Kom- 
mission an das Bestimmungsland überwiesen. Die 
Kommission kann Vorauszahlungen auf diese 
Kosten machen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang IV 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Lieferung von Milchfett 
im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe an die Länder der Sahelzone und Äthiopien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse x ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
662/74 2 ) des Rates, insbesondere auf Artikel 7 Ab- 
satz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 530/74 des Rates vom 
4. März 1974 2 ) zur Aufstellung der Grundregeln für 
die Lieferung von Milchfett im Rahmen der Nah- 
rungsmittelhilfe an bestimmte Entwicklungsländer 
und internationale Organisationen sieht eine Re- 
serve von 4400 Tonnen Butteroil vor. Es empfiehlt 
sich, einen Teil dieser Menge den von der Dürre 
betroffenen Ländern der Sahelzone und Äthiopien 
zu gewähren. 

Wegen der finanziellen Schwierigkeiten, denen 
sich diese Länder gegenübersehen, ist es angebracht, 
daß die Gemeinschaft die Transportkosten der Nah- 
rungsmittelhilfe bis zu den Bestimmungsorten über- 
nimmt; daß ab cif-Stufe diese in Form eines Pau- 
schalbeitrags gezahlt werden können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Den untengenannten Ländern werden 4000 Tonnen 
Butteroil aus der im Anhang von der Verordnung 
(EWG) Nr. 530/74 vorgesehenen Reserve zur Ver- 
fügung gestellt, die wie folgt aufgeteilt werden: 


Obervolta 900 Tonnen 

Mali 400 Tonnen 

Mauretanien 500 Tonnen 

Niger 1100 Tonnen 

Senegal 300 Tonnen 

Tschad 200 Tonnen 

Äthiopien 600 Tonnen. 

Artikel 2 

Zu den in Artikel 1 genannten Zwecken erstreckt 
sich die Gemeinschaftsfinanzierung auf die Ausgaben 
für die Lieferung der Erzeugnisse bis zu den Be- 
stimmungsorten. 

Artikel 3 

Wenn das Lieferabkommen die Zahlung der Trans- 
portkosten ab cif-Stufe in Form eines pauschalen 
Beitrags vorsieht, wird dieser teilweise oder ins- 
gesamt von der Kommission an das Bestimmungs- 
land überwiesen. In diesem Fall kann die Kommis- 
sion Vorauszahlungen auf diese Kosten machen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 65 
vom 7. März 1974, S. 1 
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Anhang V 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Grundregeln 
für die Lieferung von Magermilchpulver im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe 
an die Länder der Sahelzone und Äthiopien 


DER. RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
662/74 des Rates 2 ), insbesondere auf Artikel 7 Ab- 
satz 4 auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Länder der Sahelzone und Äthiopien haben 
ihren Bedarf an milchpulverhaltigen Nahrungsmit- 
teln angemeldet. Diese eiweißhaltigen Nahrungs- 
mittel können in Form von Magermilchpulver ge- 
liefert werden, das in der Gemeinschaft erzeugt 
worden ist und bestimmten Qualitätskriterien ent- 
spricht. 

Eine solche Lieferung muß unter Berücksichtigung 
der in der Gemeinschaft verfügbaren Mengen an 
Magermilchpulver und der Notwendigkeit durch- 
geführt werden, die Marktverhältnisse nicht zu 
stören. 

Die vorhandenen Mengen lassen eine Lieferung 
von 9000 Tonnen Magermilchpulver zu. Außerdem 
besteht nach der Marktentwicklung und auf Grund 
der gemeinsamen Marktorganisation eine gewisse 
Mobilität in der Verteilung der verfügbaren Men- 
gen zwischen öffentlichen Lagerbeständen und dem 
Marktangebot. 

Angesichts der Lage auf dem Magermilchpulver- 
markt der Gemeinschaft sowie der Notwendigkeit, 
gewisse Lieferungen sofort vorzunehmen und regel- 
mäßige Lieferungen zu gewährleisten, sollte das im 
Rahmen der Nahrungsmittelhilfe bereitgestellte 
Magermilchpulver je nach den verfügbaren Mengen 
entweder aus den Lagerbeständen der Interventions- 
stellen oder durch Ankauf auf dem Gemeinschafts- 
markt beschafft werden. 

Es ist angebracht, diese Mengen auf die Länder 
der Sahelzone und Äthiopien aufzuteilen. 

Um sicherzugehen, daß die Hilfe tatsächlich die 
Bedürftigen erreicht, empfiehlt es sich, die Finan- 
zierung der Heranführungskosten bis zu den Be- 
stimmungsorten zu übernehmen. 


Da die Lieferung zum günstigen Preis erfolgen 
soll, ist es angebracht, ein Ausschreibungsverfahren 
vorzusehen. Jedoch kann es zweckmäßig sein, aus 
Gründen eine rascheren und flexibleren Abwick- 
lung auf ein anderes Verfahren zurückzugreifen. 

Es empfiehlt sich, die Durchführungsbestimmun- 
gen für die bei Ankauf von Magermilchpulver auf 
dem Markt vorgesehenen Maßnahmen wie die 
Durchführungsbestimmungen bei Bereitstellung aus 
öffentlichen Lagerbeständen nach dem Verfahren des 
Artikels 30 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 fest- 
zulegen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


Den untengenannten Ländern werden 9000 Tonnen 
Magermilchpulver als Nahrungsmittelhilfe zur Ver- 
fügung gestellt, die wie folgt auf geteilt werden: 


Obervolta 

Mali 

Mauretanien 

Niger 

Senegal 

Tschad 

Äthiopien 


1500 Tonnen 
1500 Tonnen 
1200 Tonnen 
1700 Tonnen 
500 Tonnen 
1000 Tonnen 
1600 Tonnen. 


Artikel 2 

1. Das in Artikel 1 genannte Magermilchpulver ist 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 gekauft worden. 

2. Gestatten die Magermilchpulvermengen öffent- 
licher Lagerhaltung nicht die in Artikel 1 vor- 
gesehene Lieferung oder weisen sie nicht die 
für ihre besondere Zweckbestimmung erforder- 
lichen Eigenschaften auf, vor allem wenn diese 
andere Verpackungsbedingungen oder Beigabe 
von Vitaminen und andere Zusätze erfordert, so 
wird die Lieferung durch Ankauf von Mager- 
milchpulver auf dem Markt der Gemeinschaft 
sichergestellt. Dieser Ankauf wird so durchge- 
führt, daß die normale Preisentwicklung auf dem 
Markt nicht gestört wird. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 85 
vom 29. März 1974, S. 5 
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A r t i k e 1 3 

Zu den in Artikel 1 genannten Zwecken wird der 
Wart, die Etikettierung, die Beförderung des Mager- 
milchpulvers bis zu den Bestimmungsorten und 
gegebenenfalls die Lieferung von Vitaminen zur 
Vervollständigung der Milch von der Gemeinschaft 
finanziert. 

Artikel 4 

Wenn das Lieferabkommen die Zahlung der Trans- 
portkosten der cif-Stufe in Form eines pauschalen 
Beitrags vorsieht, wird dieser teilweise oder ins- 
gesamt von der Kommission an das Bestimmungs- 
land überwiesen. In diesem Fall kann die Kommis- 
sion eine Anzahlung auf diese Kosten machen. 


Artikel 5 

Die in Artikel 3 genannten Beträge, mit Ausnahme 
der pauschalen Beiträge, werden grundsätzlich im 
Wege der Ausschreibung vergeben. Für die Beförde- 
rung der Ware kann jedoch auf ein anderes Ver- 
fahren zurückgegriffen werden. 


Artikel 6 

Der Beschluß über die Anwendung des Artikels 2 
Absatz 2 sowie in diesem Fall die Durchführungs- 
bestimmungen zu Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 5 
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 


Artikel 7 

1. In dem in Artikel 2 Absatz 2 genannten Fall 


a) werden die Ausgaben, die sich aus der Durch- 
führung dieser Verordnung ergeben, unter 
den Mitteln des Kapitels 92 „ Nahrungsmittel- 
hilfe'' des Haushaltsplans der Europäischen 
Gemeinschaften verbucht; 

b) beschließt die Kommission an Hand der Vor- 
anschläge für den Finanzbedarf der Mitglied- 
staaten nach Anhörung des Ausschusses des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft die Vorschüsse 
für die Deckung von Artikel 2 Absatz 2 und 
Artikel 3 ergeben. 

2. Die Kommission schließt jährlich die Konten der 
Mitgliedstaaten an Hand der von diesen über- 
mittelten Belegen ab. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden erforderlichenfalls nach dem Verfah- 
ren des Artikels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 1 ) 
erlassen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Anhang VI 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufstellung der Grundregeln 
für die Lieferung von Milchfett im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe 
an die Länder der Sahelzone und Äthiopien 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse x ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung Nr. 662/74 
des Rates, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Länder der Sahelzone und Äthiopien haben 
ihren Bedarf an Milchfett angemeldet. 

Die im Besitz der Interventionsstellen befindlichen 
Buttermengen können während des Milchwirtschafts- 
jahres 1974/75 nicht zu normalen Bedingungen ab- 
gesetzt werden. Daher kann die Nahrungsmittelhilfe 
in Form von Butter oder Butteroil geleistet werden, 
die 2000 Tonnen Butteroil entspricht. 

Es ist angebracht, diese Menge auf die Länder der 
Sahelzone und Äthiopien zu verteilen. 

Um eine wirksame Verwendung der Hilfe sicher- 
zustellen, empfiehlt es sich, die Finanzierung der 
Kosten für die Heranführung bis zu den Bestim- 
mungsorten zu übernehmen. 

Es ist angezeigt, den den Herstellerfirmen zu zah- 
lenden Preis für das Butteroil sowie die Beförde- 
rungskosten der Butter und des Butteroils durch 
einen vergleichenden Wettbewerb zwischen den 
interessierten Unternehmen mit Sitz in der Gemein- 
schaft zu ermitteln. Dieses Ziel kann im Wege der 
Ausschreibung erreicht werden; wegen der gebote- 
nen Eile und Flexibilität kann es jedoch notwendig 
sein, auf ein anderes Verfahren zurückzugreifen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Den untengenannten Ländern wird aus dem Besitz 
der Interventionsstellen Butter, die 2000 Tonnen But- 
teroil entspricht, in Form von Butter oder Butteroil 
als Nahrungsmittelhilfe zur Verfügung gestellt. Die 
vorgesehene Menge wird wie folgt aufgeteilt: 

Obervolta 600 Tonnen 

Mauretanien 500 Tonnen 


Niger 500 Tonnen 

Äthiopien 400 Tonnen 

Artikel 2 

Zu den in Artikel 1 genannten Zwecken werden der 
Wert, die Verarbeitung der Butter zu Butteroil, die 
Verpackung und die Heranführung vom Hersteller 
bis zu den Bestimmungsorten von der Gemeinschaft 
finanziert. 

Artikel 3 

Wenn das Lieferabkommen die Zahlung der Trans- 
portkosten ab cif-Stufe in Form eines pauschalen 
Beitrags vorsieht, wird dieser teilweise oder ins- 
gesamt von der Kommission an das Bestimmungs- 
land überwiesen. In diesem Fall kann die Kommis- 
sion eine Anzahlung auf diese Kosten machen. 


Artikel 4 

Die in Artikel 2 genannten Beträge, mit Ausnahme 
der pauschalen Beiträge, werden grundsätzlich im 
Wege der Ausschreibung vergeben. Für die Beför- 
derung der Ware kann jedoch auf ein anderes Ver- 
fahren zurückgegriffen werden. 


Artikel 5 

Die den gewählten Unternehmen zu zahlenden Be- 
träge sind nur dann geschuldet, 

a) wenn das Unternehmen den in der Bekannt- 
machung der Ausschreibung oder der freihändi- 
gen Vergabe vorgesehenen Verpflichtungen nach- 
gekommen ist; 

b) wenn nach einer Kontrolle festgestellt wurde, 
daß die Qualität und die Verpackung des ge- 
lieferten Erzeugnisses den diesbezüglichen Ge- 
meinschaftsbestimmungen entsprechen. 

Eine Anzahlung auf diese Beträge kann vorgesehen 
werden. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148, 
vom 28. Juni 1974, S. 13 
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Anhang VII 


Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur Eröffnung von Verhandlungen 
mit den Ländern der Sahelzone und Äthiopien über die Sofortlieferung 
von Magermilchpuiver und Butteroil als Nahrungsmittelhilfe sowie über die 
vorzeitige Durchführung der mit diesen Ländern ausgehandelten Abkommen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113, 114 und 228, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wegen der schlechten Emährungslage als Folge 
der ungünstigen Witterungsverhältnisse ist es not- 
wendig, Magermilchpulver und Butteroil an Ober- 
volta, Mali, Mauretanien, Niger, Senegal, Gambia, 
Tschad und Äthiopien zu liefern. 

Es empfiehlt sich, diesem Bedarf entsprechend eine 
Gesamtmenge von 14 000 Tonnen Magermilchpulver 
und 6000 Tonnen Butteroil bereitzustellen und da- 
her die Kommission zu ermächtigen, mit den ge- 
nannten Ländern Verhandlungen aufzunehmen. 

Angesichts der Dringlichkeit der Hilfe für diese 
Länder empfiehlt es sich, die Kommission zu er- 
mächtigen, mit den Lieferungen von Magermilch- 
pulver und Butteroil unmittelbar nach Abschluß der 
Verhandlungen zu beginnen — 

BESCHLIESST: 


Artikel 1 

Die Kommission wird ermächtigt, Verhandlungen 
im Hinblick auf den Abschluß von Abkommen über 
die Lieferung einer Nahrungsmittelhilfe in Form von 
Magermilchpulver und Butteroil zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Obervolta, 
Mali, Mauretanien, Niger, Senegal, Tschad, Gambia 
und Äthiopien zu öffnen. Die Kommission führt 
diese Verhandlung nach den in den folgenden Ver- 
ordnungen vorgesehenen Bestimmungen: 

— Magermilchpulverlieferung: 

- Verordnung (EWG) Nr. 1826/74 des Rates 
vom 11. Juli 1974 

- Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom .... 

— Butteroillieferung: 

- Verordnung (EWG) Nr. 530/74 des Rates 
vom 4. März 1974 

- Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom .... 

Artikel 2 

Die Kommission wird ermächtigt, die Maßnahmen 
zur Lieferung zugunsten der in Artikel 1 genannten 
Empfängerländer unmittelbar nach Abschluß der 
Verhandlungen in Angriff zu nehmen. 


9 



Drucksache 7/2820 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Mitteilung der Kommission an den Rat betreffend ein Interims-Nahrungsmittelhilfeprogramm 1975 
der Gemeinschaft zugunsten der Sahelländer und Äthiopiens 


Mit dem vorliegenden Dokument soll dem Rat vor- 
geschlagen werden, den von der Dürre in den Jah- 
ren 1972 und 1973 am stärksten betroffenen afrika- 
nischen Ländern im Vorgriff auf das für sie zu er- 
stellende endgültige Programm und auf das allge- 
meine Durchführungsschema 1974/75, die dem Rat 
später vorgelegt werden, ein Interims-Nahrungsmit- 
telhilfeprogramm zu genehmigen. 

Nach Darstellung der Gründe für ein solches Inte- 
rimsprogramm und nach Festlegung seines Umfangs 
enthält das vorliegende Dokument die Vorschläge 
zur Anpassung der Modalitäten der Bereitstellung 
und Durchführung von Nahrungsmittelhilfen der 
Gemeinschaft an die Gegebenheiten der einzelnen 
Länder, in denen die von den Kommissionsdienst- 
stellen sowie von den beauftragten Kontrolleuren 
des EEF in den beiden letzten Jahren gewonnenen 
Erfahrungen berücksichtigt werden. 

Die Kommission weist den Rat auf die Dringlichkeit 
einer Beschlußfassung über diesen Vorschlag hin. 
Sie kann die Durchführung des Programms für die 
Sahelländer 1975 nur dann unter befriedigenden 
Voraussetzungen gewährleisten, wenn die vorge- 
sehenen Maßnahmen spätestens im November 1974 
eingeleitet werden. 

I. Notwendigkeit eines Interimsprogramms 1975 

1. Notwendigkeit einer erneuten Nahrungsmittel- 
hilfe im Jahre 1975 

Es dürfte bereits jetzt feststehen, daß die Sahellän- 
der und in vielleicht geringerem Umfang Äthiopien 
1975 wiederum von Hilfeleistungen des Auslands 
für die Ernährung eines Teils ihrer Bevölkerung ab- 
hängen werden. Gegenwärtig ist es verständlicher- 
weise nicht möglich, den genauen Bedarf dieser Län- 
der vorauszusehen. Hierzu ist der Abschluß der 
diesjährigen Ernten, d. h. der Monat November, ab- 
zuwarten. Sicher ist jedoch schon jetzt, daß auch bei 
günstigen Niederschlagsverhältnissen und bei nor- 
malen Ernteerträgen diese nicht ausreichen wer- 
den, um den Bedarf der durch die letzten Dürren 
total geschädigten Bevölkerungen (insbesondere der 
Nomaden, die ihr Vieh verloren haben) zu decken 
und noch weniger, um Sicherheitsvorräte zu schaffen, 
mit deren Hilfe 

— einer etwaigen erneuten Verschlechterung der 
Lage im Jahre 1975 begegnet werden kann und 

— gegebenenfalls eine übermäßige Spekulation auf 
die Getreidepreise eingedämmt werden kann. 

Nach Ansicht der FAO wird sich der Anfang Sep- 
tember für den Zeitraum von November bis März ge- 
schätzte Mindestbedarf 1975 auf 275 000 Tonnen be- 
laufen, von denen 110 000 Tonnen bereits aus der 
Restmenge aus dem Programm 1974 bereitstehen 1 ). 
Damit bleiben noch 165 000 Tonnen zu liefern, von 


denen 50 000 Tonnen abzuziehen sind, deren Liefe- 
rung die Vereinigten Staaten im Rahmen eines 
Interimsprogramms beschlossen haben. 

Sollten hingegen die Ernten mittelmäßig oder 
schlecht sein, dann dürfte das Defizit an Nahrungs- 
produkten, das durch Hilfsmaßnahmen des Auslands 
gedeckt werden muß, gewiß ebenso hoch sein wie 
dieses Jahr (d. h. 600 000 bis 700 000 Tonnen für die 
Sahelländer und etwa 170 000 Tonnen für Äthio- 
pien), 

2. Notwendigkeit eines Interimsprogramms 

.2.1. Die Nachteile der früheren Verfahren 

Angesichts der besonderen Natur der Hilfsmaßnah- 
men für die notleidenden Bevölkerungen in den 
Sahelländern und in Äthiopien hat der Rat letztes 
Jahr durch den Beschluß vom 28. Dezember 1973 den 
Vorschlag der Kommission gebilligt, den Fall dieser 
Länder getrennt und im Vorgriff auf das allgemeine 
Durchführungsschema 1973/1974 zu behandeln. 

Hierbei stellt sich heraus, daß der Beschluß trotz 
gewisser Fortschritte gegenüber dem Vorjahr noch 
zu spät erfolgt war. Denn unter Berücksichtigung 
der an Ort und Stelle vorhandenen Transportmög- 
lichkeiten ist es unbedingt erforderlich, daß die Lie- 
ferungen auf die Monate zwischen Oktober und Juni, 
d. h. vor dem Einsetzen der Regenzeit, verteilt wer- 
den können. Die Weitertransporte in das Landes- 
innere und damit die Verteilung werden nämlich 
während der Regenzeit außergewöhnlich kostspielig, 
wenn nicht gar unmöglich, wenn alle Geber ihre 
Lieferungen wie dieses Jahr auf einige wenige 
Monate konzentrieren. 

Laut dem Beschluß des Rates sind jedoch mindestens 
acht bis zehn Wochen erforderlich, ehe die ersten Lie- 
ferungen versandt werden können. Diese Zeitspanne 
wird benötigt für die endgültige Ausarbeitung der 
Verträge und ihre Genehmigung durch die Empfän- 
gerländer, für die Aufstellung der Verteilerpläne 
durch die beteiligten Regierungen, für die Durchfüh- 
rung der Verfahren für die Bereitstellung und den 
Transport der Erzeugnisse und das Chartern der 
Schiffe. Diese Frist konnte im übrigen nur dank der 
auf allen beteiligten Durchführungsstufen erfolgten 
Bemühungen eingehalten werden. Sie ist also im 
Rahmen der gegenwärtigen Rechtsinstrumente als 
das unbedingte Minimum anzusehen. 

Da der Beschluß des Rates für das Programm 1974 
am 28. Dezember 1973 erfolgt ist, fällt dies auch 
dieses Jahr - zwar in einem geringeren Umfang als 


*) darin enthalten Reserve Sahel des EG Programms 
1973/74: 10 000 t Niger, 6 000 t Mali, 4 000 t Maure- 
tanien 
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zuvor - zu einer Konzentration der Lieferungen der 
EWG (zu denen die Lieferungen anderer Geber hin- 
zukommen) in den afrikanischen Häfen während der 
Monate April, Mai, Juni und Juli 1974, wodurch in 
einigen Fällen die Entlastungsinfrastrukturen dieser 
Häfen sowohl über die Schiene (Dakar - Mali, 
Abidjan - Mali und Obervolta, Cotonou - Niger, 
Apapa - Niger und Tschad) wie auch über die 
Straße 2 ) völlig überfordert worden sind. 

Die Auswirkungen dieser Lage haben sich nachein- 
ander auf allen Heranführungsstufen gezeigt, und 
zwar in 

— zusätzlichen Kosten für den gleichzeitigen Einsatz 
von Eisenbahn und Lastwagen 3 ), 

— Lagerzeiten in den Häfen, teils wegen fehlender 
Lagerhallen unter ungünstigen Bedingungen, 

— Problemen des Weitertransports in das Landes- 
innere, insbesondere zu den weit entfernten Ver- 
teilungszentren, wobei ein Teil der Nahrungs- 
mittel erst während der Regenzeit in den Emp- 
fängerländern eingetroffen ist. 

Nach einheitlicher Auffassung der einzelnen Geber 
und Geberländer, die mehrfach zusammengetroffen 
sind 4 ) - wobei diese Auffassung auch von der Kom- 
mission geteilt wird - ist die einzige Möglichkeit zur 
Beseitigung dieser Probleme und damit zur Sicher- 
stellung der Versorgung der notleidenden Bevölke- 
rungen unter geringsten Kosten und ohne Unter- 
brechungen eine Aufteilung der Nahrungsmittel- 
hilfelieferungen über einen längeren Zeitraum hin, 
das heißt, mit Ausnahme der Regenzeiten (Juni-Sep- 
tember) über das ganze Jahr hin, wodurch den Ent- 
lastungskapazitäten der einzelnen afrikanischen 
Häfen am besten Rechnung getragen werden kann. 

2.2. Planung der Nahrungsmittelhilfe 1975 

Die Aufstellung des endgültigen Programms setzt 
voraus, daß die Ergebnisse des Landwirtschaftsjahres 
1974 und damit der genauen Nahrungsmitteldefizite 
vorliegen, was jedoch erst im November der Fall 
sein dürfte. 

Zu diesem Zeitpunkt soll dann eine neue gemein- 
same Abordnung der Geberländer und -Organisatio- 
nen, die sich aus den Sachverständigen der einzelnen 
Regierungen und Organisationen zusammensetzt, 
die Nahrungsmittelhilfe leisten, entsandt werden. 
Diese Abordnung wird an Ort und Stelle den ge- 
nauen Nahrungsmittelhilfebedarf jedes einzelnen 
Sahellandes ermitteln. Ihr Bericht wird im Dezem- 
ber vorliegen. 

Es dürfte daher der Kommission nicht möglich sein, 
dem Rat vor Januar 1975 ein endgültiges Programm 
vorzulegen. Wollte man dieses Programm ab war- 
ten, dann würden die Verladearbeiten in den afri- 
kanischen Häfen erst gegen April oder Mai 1975 
beginnen, wodurch die reibungslose Durchführung 
der Maßnahmen aus den weiter oben genannten 
Gründen gefährdet wäre. 


Daher schlägt die Kommission dem Rat vor, bereits 
im Oktober ein Interimsprogramm zu genehmigen 5 ) ; 
Vorschläge für die Aufstellung des endgültigen Pro- 
gramms werden Anfang 1975 unterbreitet. 

II. Interimsprogramm für 1975 

Das nachstehend vorgeschlagene Interimsprogramm 
würde eine Anpassung der Lieferungen an die in 
Afrika vorhandenen Transportmöglichkeiten erlau- 
ben, ohne dadurch dem endgültigen Programm vor- 
zugreifen, das die Gemeinschaft für das Jahr 1975 
aufstellen wird, und ungeachtet der laufenden Maß- 
nahmen im Rahmen der Verwendung der Sahel- 
Reserve von 20 000 Tonnen und der Lieferung der 
für den Tschad bestimmten 10 000 Tonnen. 

A. Umfang und Aufteilung der Hilfe 

1. Getreide 

Die Kommission geht von der Hypothese der FAO 
aus, daß der Bedarf der sechs Sahelländer an aus- 
ländischer Hilfe im Jahre 1975 keinesfalls niedriger 
als die Hälfte der diesjährigen Hilfe sein wird. Blei- 
ben die relativen Anstrengungen der einzelnen Ge- 
ber auf dem gleichen Niveau wie 1974, dann müßte 
der Beitrag der Gemeinschaft für diese Länder bei 
mindestens 60 000 Tonnen für 1975 (130 000 Tonnen 
im Jahre 1973/1974) liegen. 

Diese Menge könnte wie folgt bereitgestellt werden: 

— 17 000 Tonnen aus der nicht verwendeten Re- 
serve 6 ) des allgemeinen Durchführungs Schemas 
1973/1974; 

— 43 000 Tonnen im Vorgriff auf das Programm 
1974/1975, wobei diese Mengen ab Anfang des 
Haushaltsjahres 1975 bereitgestellt werden kön- 
nen. 

Die geographische Verteilung dieser Mengen sollte 
wie folgt vorgenommen werden: 


2 ) Fast alle für die Sahelländer vorgesehenen Erzeug- 
nisse wurden vor dem 15. Juli 1974 abgesandt. Am 
1. September waren mehr als 80 v. H. der insgesamt 
versandten Nahrungsmittelhilfemengen zu dem Ver- 
teilungsort herangeführt, d. h. 80 v. H. der versandten 
80 000 Tonnen Getreide, 85 v. H. der 10 000 Tonnen 
Milch und 97 v. H. der 4 550 versandten Tonnen But- 
teroil. 

3 ) Diese Kosten wurden den vom Rat für die außer- 
ordentlichen Transporte zugunsten der Sahelländer 
bereitgestellten Sondermittel in Höhe von 5 Millionen 
Rechnungseinheiten angelastet. 

4 ) zunächst auf Einladung der Kommission am 12. Februar 
1974 in Brüssel, sodann auf Einladung der FAO 
(OSRO) in Rom, Cotonou und Dakar im Juni und 
Juli 1974. 

5 ) Erwähnenswert ist, daß die Vereinigten Staaten aus 
den gleichen Gründen beschlossen haben von diesem 
Jahr an zusätzlich 90 000 Tonnen zu liefern, davon 
40 000 Tonnen in Aufstockung des Programms 1973/74 
(das nunmehr anstatt 250 000 insgesamt 290 000 Ton- 
nen umfaßt) und 50 000 Tonnen im Vorgriff auf 1975. 

6 ) Die ursprüngliche Reserve betrug 54 500 Tonnen, wo- 
von 4 500 Tonnen für Rwanda Vorbehalten sind, 
30 000 Tonnen Indien zugeteilt wurden und 3 000 Ton- 
nen für Zypern vorgeschlagen wurden. 
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Für das Interimsprogramm vorgeschlagene 
Getreidemengen 

(in Tonnen) 



Allgemeine 

Vorgriff 

Insgesamt 


Reserve 

auf 



1974 

1975 


Obervolta 

4 000 

4 000 

8 000 

Mali 

6 000 

2 000 

8 000 

Mauretanien 

— 

8 000 

8 000 

Niger 

7 000 

7 000 

14 000 

Senegal 

— 

7 000 

7 000 

Tschad 

— 

5 000 

5 000 

Gambia 

— 

1 000 

1 000 

Sahelländer 




insgesamt 

17 000 

34 000 

51 000 

Äthiopien 

— 

9 000 

9 000 

insgesamt 

17 000 

43 000 

60 000 


Zu diesem Programm sind zwei Bemerkungen zu 
machen : 

Die Anrechnung auf die allgemeine Reserve (schon 
vor Beginn des nächsten Haushaltsjahres durchführ- 
bar) eines Teiles der für Niger, Mali und Obervolta 
bestimmten Mengen ist begründet in der Notwen- 
digkeit möglichst regelmäßiger Lieferungen zu die- 
sen Binnenländern 7 ), deren trockenheitsgeschädigte 
Gebiete am schwierigsten zu erreichen sind. 

An zweiter Stelle ist zu unterstreichen, daß mög- 
liche Differenzen zwischen den vorgeschlagenen Lie- 
fermengen und dem tatsächlichen Bedarf bei der 
Festlegung des endgültigen Programms für 1975 
angeglichen werden können, wenn nämlich die Er- 
gebnisse der Mission aller Geberländer vorliegen 
und auch die Lieferangebote der verschiedenen 
anderen Geberorganisationen bekannt sind. 

2. Milcherzeugnisse (Magermilchpulver und Butter- 
oil) 

Das Getreidedefizit steht in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit der* Niederschlagslage und ist daher 
von Jahr zu Jahr unterschiedlich. Dies trifft für die 
tierischen Erzeugnisse nicht zu, denn die Neubildung 
des durch die Dürre ausgemerzten Viehbestandes 
und insbesondere des Milchkuhbestandes erstreckt 
sich über mehrere Jahre. 

Dabei stellen Milch und Butteroil traditionsgemäß 
das Grundnahrungsmittel der Hirtenvölker. Es läßt 
sich daher damit rechnen, daß der Bedarf an Hilfe 
in Form von Milchpulver und Butteroil der gleiche 
wie dieses Jahr bleiben wird. 

Da die Gemeinschaft (und einige ihrer Mitgliedstaa- 
ten) wichtiger Lieferant dieser hochwertigen Kräfti- 
gungsmittel ist, vertritt die Kommission die Auf- 
fassung, daß die neuen Programme zumindest auf 
dem gleichen Niveau wie 1974 und gegebenenfalls 
noch verstärkt fortgeführt werden sollten. 


Wie im Jahre 1974 müßten diese Zuteilungen für 
die Sofortprogramme sowie für die sozialen Vertei- 
lungsprogramme an Schulen, Krankenhäuser und Be- 
handlungsstätten vorgesehen sein. 

Nach Ansicht der Kommission müßte das Interims- 
programm die Lieferung von 14 000 Tonnen Mager- 
milchpulver und von 6000 Tonnen Butteroil vor- 
sehen (d. h. die in dem Programm 1974 angegebenen 
Mengen) . 

Bei Magermilchpulver wären diese 14 000 Tonnen 
wie folgt aufzubringen: 

— 5000 Tonnen aus den noch nicht verwendeten 
Mengen der allgemeinen Reserve des Programms 
1974 8 ), die insbesondere für die Sahelländer vor- 
gesehen ist, 

— 9000 Tonnen im Vorgriff auf das Programm 1975. 

Die geographische Aufteilung dieser Mengen wird 
in der nachstehenden Tabelle vorgeschlagen: 


Für das Interimsprogramm vorgeschlagene 
Milchpulvermengen 

(in Tonnen) 



Allgemeine 

Reserve 

1974 

Vorgriff 

auf 

1975 

Insgesamt 

Obervolta 

700 

1 500 

2 200 

Mali 

900 

1 500 

2 400 

Mauretanien 

800 

1 200 

2 000 

Niger 

1 100 

1 700 

2 800 

Senegal 

500 

500 

1 000 

Tschad 

— 

500 

1 000 

Gambia 

500 

— 

500 

Äthiopien 

500 

1 600 

2 100 

insgesamt 

5 000 

9 000 

14 000 


Bei Butteroil wären diese 6000 Tonnen wie folgt 
aufzubringen: 

— 4000 Tonnen aus den noch nicht verwendeten 
Mengen des Programms 1974 9 ), 

— 2000 Tonnen im Vorgriff auf das Programm 1975. 

Folgende geographische Verteilung wird vorge- 
schlagen: 


7 ) Der Tschad konnte hierbei nicht berücksichtigt wer- 
den, da sogar die Lieferung von 10 000 Tonnen des 
Programms 1973/1974 erst bis Februar 1975 vorge- 
sehen ist. 

8) Von den 6 000 Tonnen aus der ursprünglichen Reserve 
wurden bereits 200 Tonnen Zypern zugeteilt und 
90 Tonnen Honduras. 

9 ) Von den 4 400 Tonnen der ursprünglichen Reserve 
wurden bereits 200 Tonnen Zypern zugeteilt. 
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Für das Interimsprogramm vorgesehlagene 
Butteroilmengen 

(in Tonnen) 



Allgemeine 

Reserve 

1974 

Vorgriff 

auf 

1975 

Insgesamt 

Obervolta 

900 

600 

1 500 

Mali 

400 

— 

400 

Mauretanien 

500 

500 

1 000 

Niger 

1 100 

500 

1 600 

Senegal 

300 

— 

300 

Tschad 

200 

— 

200 

Äthiopien 

600 

400 

1 000 

insgesamt 

4 000 

2 000 

6 000 


Ferner ist damit zu rechnen, daß wie bei Getreide 
von der Kommission im Rahmen des endgültigen 
Programms zusätzliche Vorschläge vorgelegt wer- 
den können, falls die Schlußfolgerungen der ge- 
meinsamen Abordnung der Geberländer und -Organi- 
sationen dies als notwendig erscheinen lassen. 

B. Modalitäten der Bereitstellung der Hilfe 

Das Nahrungsmittelhilfeprogramm 1974 der Gemein- 
schaft zugunsten der Sahelländer und Äthiopiens 
[Dok. R/3250/72 (COMER) (FIN 844)] enthielt unter 
den Modalitäten der Bereitstellung der Hilfe eine 
Reihe von Sonderbestimmungen wegen der außer- 
gewöhnlichen Lage der betroffenen Länder, und 
zwar: 

— kostenlose Verteilung der Erzeugnisse mit der 
Möglichkeit, eine begrenzte Menge auf dem 
Markt zu verkaufen; 

— Finanzierung der Transportkosten der Erzeug- 
nisse bis zu den Verteilungsorten; 

— grundsätzlicher Rückgriff auf die Ausschreibung 
für den Seetransport sowie für den Transport 
ins Landesinnere mit der Möglichkeit, Verträge 
der freihändigen Vergabe für diesen Transport 
bis zu den Verteilungsorten abzuschließen. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß dieses 
System im wesentlichen beizubehalten ist. In der 
Praxis hat es sich jedoch gezeigt, daß daran einige 
Änderungen vorgenommen werden könnten, um es 
noch wirksamer zu gestalten. 

1. Modalitäten der Verteilung 

Auch dieses Jahr sollte als allgemeine Regel die 
kostenlose Verteilung beibehalten werden. 

Abweichungen von diesem Grundsatz müssen je- 
doch für Getreide in Aussicht genommen werden, 
da in einigen Ländern die Notwendigkeit besteht, 
bestimmte zugeteilte Mengen in den Städten ver- 
kaufen zu müssen (auch in den notleidenden Gebie- 
ten), damit gegen die Auswirkungen der in Notzei- 
ten einsetzenden Spekulation angegangen werden 


kann, die die Lebensbedingungen der zwar nicht 
notleidenden, aber kauf kraft schwachen Bevölke- 
rungsgruppen stark beeinträchtigt. 

Wie in den Vorjahren ist zu vereinbaren, daß die 
aus dem Absatz dieser Erzeugnisse erzielten Gegen- 
wertmittel für Entwicklungsvorhaben verwendet 
werden müssen, die möglichst viele Arbeitsplätze 
schaffen und auf Entwicklungsvorhaben zur Erzeu- 
gung von Nahrungsprodukten ausgerichtet sind. 

2. Modalitäten des Transports 

Die 1974 gewonnene Erfahrung hat erneut bewiesen, 
daß die Lösung der Transportprobleme oft kostspie- 
lig und gleichzeitig schwierig ist, und zwar einmal 
wegen des erheblichen Zustroms von Nahrungsmit- 
teln aus dem Ausland und zum anderen wegen der 
Schwäche der Infrastruktur von Schiene und Straße 
an Ort und Stelle, der Unzulänglichkeit der verfüg- 
baren Transportmittel und wegen des verhältnis- 
mäßig kurzen Zeitraums, während dem die Trans- 
porte stattinden müssen, da durch die Regenfälle 
die Zufahrtswege während der drei bis vier Über- 
brückungsmonate (Juli bis September/Oktober) un- 
passierbar werden. 

Die Festlegung zufriedenstellender Modalitäten für 
die Finanzierung und Organisation der Transporte 
ist daher eine Grundvoraussetzung für die Wirk- 
samkeit der Gemeinschaftshilfe. 

a) Modalitäten der Finanzierung der Transporte 

Angesichts der in den Sahelländern nach mehreren 
Dürrejahren herrschenden finanziellen Schwierigkei- 
ten sowie der hohen Kosten der unter den oben- 
genannten Voraussetzungen erbrachten Transport- 
leistungen steht es fest, daß diese Länder die durch 
die Heranführung der Erzeugnisse zu den Bestim- 
mungsorten entstehenden Kosten nicht aus ihren 
eigenen Haushaltsmitteln bestreiten können. 

Die Übernahme dieser Kosten durch die Gemein- 
schaft ist daher Grundvoraussetzung für einen er- 
folgreichen Abschluß der Hilfsmaßnahmen zum Nut- 
zen der notleidenden Bevölkerungen. Daher schlägt 
die Kommission vor, daß nach dem Beispiel der 
Jahre 1973 und 1974 der Rat die Finanzierung der 
Transportkosten bis zu den Verteilungsorten be- 
schließt. 

b) Durchführungsbestimmungen für den Transport 

Das 1974 von der Gemeinschaft angewandte System 
zur Durchführung der Transportmaßnahmen hat im 
allgemeinen entsprechend der vom Rat gegebenen 
Orientierung darin bestanden, für die Seetransporte 
und die innerafrikanischen Transporte zu einer 
Reihe von Hauptsammelplätzen (sogenannten Ver- 
teilungszentralen) im Landesinnern der Bestim- 
mungsländer auf das Ausschreibungsverfahren zu- 
rückzugreifen, wobei für die Beförderung von diesen 
Zentralstellen zu den Verteilungsorten in den be- 
troffenen Zonen Verträge der freihändigen Vergabe 
abgeschlossen wurden. 
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aa) Für den Seetransport sollte der Grundsatz der 
Ausschreibung nicht angetastet werden 10 ), wobei je- 
doch die Möglichkeit offenbleiben sollte, notfalls auf 
das Verfahren der freihändigen Vergabe zurückzu- 
greifen. 

bb) In bezug auf den innerafrikanischen Weiter- 
transport beabsichtigt die Kommission, dieses Jahr 

- falls möglich - die Intervention der Gemeinschaft 
einzuschränken und die 1974 angewandte Organisa- 
tion in jedem Falle flexibler zu gestalten. 

Eine Beschränkung des Eingreifens der Gemeinschaft 
in die Organisation dieser Transporte dürfte nämlich 
wegen der außerordentlichen Kompliziertheit der 
Verwaltungswege erstrebenswert sein, die aus recht- 
lichen Gründen beschritten werden mußten, um die 
zuvor erwähnten Verfahren durchzuführen. Hierbei 
sei nur darauf hingewiesen, daß bei jeder notwen- 
digen Entscheidung für die Ausführung von Trans- 
porten folgender Weg eingeschlagen werden muß: 
Kommission, nationale Interventionsstelle, Auftrag- 
nehmer, Durchfuhrspediteur, Transporteur bzw. der 
umgekehrte Weg, wenn durch Schwierigkeiten an 
Ort und Stelle die für eine etwaige Änderung dieses 
Beschlusses erforderlichen Informationen übermittelt 
werden müssen. 

Die Kommission beabsichtigt daher, die Durchfüh- 
rung des Transports zugunsten derjenigen Empfän- 
gerländer, die dies wünschen und dazu in der Lage 
sind, zu dezentralisieren, wobei 

— ihnen zur Lösung der Verwaltungsschwierigkei- 
ten, auf die sie gegebenenfalls stoßen, der tech- 
nische Beistand des beauftragten Kontrolleurs 
zugesichert würde, falls sie darum bitten, und 

- — ihnen die Gemeinschaft unter der Aufsicht des 
beauftragten Kontrolleurs des EEF die für die 
Durchführung des Transports erforderlichen 
finanziellen Mittel bereitstellen würde, damit sie 
ihre Haushalts- und Finanzprobleme bewältigen 
können. 

Sollte sich jedoch die Gemeinschaft aufgrund der 
Lage an Ort und Stelle oder des Wunsches der Re- 
gierungen der Bestimmungsländer veranlaßt sehen, 
die Organisation eines Teils oder der gesamten 


innerafrikanischen Transporte zu übernehmen, dann 
müßte sie in die Lage versetzt werden, dies mit 
geeigneteren Mitteln als den der Kommission durch 
Beschluß des Rates vom Dezember 1973 zur Ver- 
fügung gestellten Möglichkeiten durchzuführen. 

Denn die Erfahrung des Jahres 1974 hat gezeigt, 
daß der Rückgriff auf die Ausschreibung für diese 
Transportart ungeeignet war. Hauptsächlich ist dar- 
an zu kritisieren, daß für das Heranführungssystem 
der Erzeugnisse ein zu starrer Rahmen vorgeschrie- 
ben wird, indem die Transportmittel für die Beförde- 
rung im Landesinnern, die verwendet werden 11 ), 
sowie die Bestimmungsorte der einzelnen zugeteil- 
ten Partien mehrere Wochen oder mehrere Monate 
im voraus und grundsätzlich unwiderruflich festge- 
legt werden. Es hat sich jedoch 1974 als notwendig 
erwiesen, während der Durchführung der Maßnah- 
men das eine oder andere dieser Kriterien zu modi- 
fizieren, wenn sich die Geber gezwungen sahen, 
Lastwagen einzusetzen, um den Schienentransport 
zu unterstützen, dessen Kapazität nicht ausreichte, 
um die Häfen zu entlasten, oder weil es notwendig 
war, bestimmte Partien in andere als die in der 
Ausschreibung vorgesehenen Verteilungszentralen 
umzuleiten, wenn die Entwicklung der Lage an Ort 
und Stelle dies erforderte. 

Es ist daher als einziges Verfahren, das mit dem 
Bemühen vereinbar ist, die Hilfemaßnahmen der Ge- 
meinschaft operationeil zu gestalten, die Möglichkeit 
vorzusehen, die mit diesem Transport beauftragten 
Unternehmen auf dem Wege freihändiger Vergabe 
durch die Interventionsstellen zu benennen. Dieses 
Verfahren schlägt die Kommission in den beigefüg- 
ten Verordnungsentwürfen vor. 


10 ) Gleichzeitig plant die Kommission, das Verfahren wei- 
terzuverwenden, durch das sie den Generaldirektor 
für Zusammenarbeit und Entwicklung ermächtigt hat, 
eine Änderung der in der Ausschreibung vorgesehe- 
nen Bestimmung im Falle einer Überlastung des Aus- 
ladehafens zu beschließen. 

11) Diese Festlegung erfolgt indirekt über den Preis, zu 
dem die Ausschreibung zugeschlagen wird. 
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Zusammenfassung der dem Rat vorgeschlagenen Beschlüsse 


Demnach wird dem Rat vorgeschlagen, folgendes zu 
beschließen: 

1. Getreide 

— für die Sahelländer und Äthiopien 60 000 Ton- 
nen Getreide bereitzusteilen, davonf ür: 


Obervolta 

8 

000 

t 

Mali 

8 

000 

t 

Mauretanien 

8 

000 

t 

Niger 

14 

000 

t 

Senegal 

7 

000 

t 

Tschad 

5 

000 

t 

Gambia 

1 

000 

t 

Äthiopien 

9 i 

000 

t; 


von diesen Mengen sind 

— 17 000 Tonnen aus der allgemeinen Reserve 
des Programms 1974 und 

— 43 000 Tonnen im Vorgriff aus dem Programm 
1975 

aufzubringen. 

2. Magermilchpulver 

— für die Sahelländer und Äthiopien 14 000 Ton- 
nen Magermilchpulver bereitzustellen, davon 
für 

Obervolta 2 200 t 

Mali 2 400 t 

Mauretanien 2 000 t 


Niger 

2 

800 

t 

Senegal 

1 

000 

t 

Tschad 

1 

000 

t 

Gambia 


500 

t 

Äthiopien 

2 

100 

t; 


von diesen Mengen sind 

— 5000 Tonnen aus der allgemeinen Reserve des 
Programms 1974 und 

— 9000 Tonnen im Vorgriff aus dem Programm 
1975 aufzubringen. 


3. Butteroil 

— für die Sahelländer und Äthiopien 6000 Ton- 
nen Butteroil bereitzustellen, davon für 


Obervolta 

1 500 

t 

Mali 

400 

t 

Mauretanien 

1 000 

t 

Niger 

1 600 

t 

Senegal 

300 

t 

Tschad 

200 

t 

Äthiopien 

1 000 

t; 


von diesen Mengen sind 

— 4000 Tonnen aus der allgemeinen Reserve 
des Programms 1974 und 

— 2000 Tonnen im Vorgriff aus dem Programm 
1975 aufzubringen. 
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Anhang: Kostenschätzung 


I. Getreide 

A. Kosten zu Inlandspreisen 

Getreide 125 60 000 

Transport 80 X 60 000 

B. Haushalt 

1. Haushalt 1974 

2. Haushalt 1975 

(Gesamtansatz für Getreidehilfe 
100,3 Mio RE 3 ) 

davon Posten 9201 91,30 

Posten 6001 6,23 

Posten 6101 2,75) 

II. Magermilchpulver 

A. Kosten zu Inlandspreisen 
Milchpulver 835,5 4 ) X 14 000 
Transport 160 X 14 000 

B. Haushalt 

1. Haushalt 1974 

2. Haushalt 1975 

(Gesamtansatz für Trockenmilchhilfe 50,46 

davon Posten 9211 42,90 

Posten 6201 7,56) 

III. Butteröl 

A. Kosten zu Inlandspreisen 
Butteröl 2458,5 8 ) X 6000 
Transport 190 X 6000 

B. Haushalt 

1. Haushalt 1974 

2. Haushalt 1975 

(Gesamtansatz für Butterölhilfe 1 1 1 ,5 

davon Posten 9212 63,50 

Posten 6201 48,04 

0 Interventionspreis Januar 1975 (212 RE/t) + Bereitstellung FOB (4 RE/t) 

2 ) entsprechend 17 000 t 

3 ) im Haushaltsentwurf und im Begründungsschreiben 

4 ) Interventionspreis 74/75: (829,5 RE/t) + Bereitstellung FOB (6 RE/t) 

5 ) entsprechend 5 000 t 

6 ) Interventionspreis einschließlich Weiterverarbeitungskosten 
(2452,56 RE/t) + Bereitstellung FOB (6 RE/t) 

7 ) entsprechend 4 000 t 


Millionen RE 

7.5 

4^8 

12,3 

3.5 2 ) 

8,8 


11,7 

2,2 

13,9 

5,0 5 ) 
8,9 


14,75 

1,14 

15,89 

10,5 7 ) 
5,3 
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